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(Nr. 12391.) Verordnung über eine Erhöhung der Ausgleichszuſchläge. Vom 8. November 1922. 


Das Staatsminiſterium hat auf Grund des Artikel 55 der Verfaſſung des Freiſtaats Preußen vom 
30. November 1920 in Übereinſtimmung mit dem im Artikel 26 der Verfaſſung vorgeſehenen Ständigen 8 
Ausſchuß des Landtags folgende Verordnung mit Geſetzeskraft erlaſſen: 
Einziger Paragraph. 
Das Geſetz über das Dienſteinkommen der unmittelbaren Staatsbeamten (Beamten⸗Dienſteinkommens⸗ = 
gefeß) vom 17. Dezember 1920 (Geſetzſamml. 1921 S. 135) in der Faſſung des vom Landtage am 24. Ok⸗ = 
tober 1922 beſchloſſenen Geſetzes über Anderungen der Dienſt⸗ und Verſorgungsbezüge der unmittelbaren 
8 Stagtsbeamten (in der Geſetzſammlung noch nicht veröffentlicht“) wird wie folgt geändert: 
Im $ 18 erhält Abſ. 2 folgende Faſſung: e 5 
Der Ausgleichszuſchlag wird bis zur anderweiten Feſtſetzung durch den Staatshaushalts⸗ Sr 
plan oder durch beſonderes Geſetz für alle im Abſ. 1 genannten Bezüge gleichmäßig mit Wirkung 8 
vom 1. November 1922 ab auf 49 vom Hundert feſtgeſetzt. : 4 


= Berlin, den 8. November 1922. > 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. v. Richter. 
) Inzwiſchen auf S. 431 veröffentlicht. 5 


Gr. 12392.) Verordnung über die Wahlen zu den Kreistagen der Kreiſe Neuſtadt, Oppeln, Kreuzburg, 
Leobſchütz und Coſel in der Provinz Oberſchleſien. Vom 28. November 1922. 


Auf Grund des § 21 Abſ. 2 des Geſetzes, betreffend die Wahlen zu den Provinziallandtagen und zu den 
Kreistagen, vom 3. Dezember 1920 (Geſetzſamml. 1921 S. 1) wird folgendes verordnet: 
; 81. 
Die Wahlen zu den Kreistagen der Kreiſe Neuſtadt, Oppeln, Kreuzburg, Leobſchütz und Coſel in der 
Provinz Oberſchleſien finden am 28. Januar 1923 ſtatt. 


Geſetzſammlung 1922. (Nr. 12391—12395 ) 
Ausgegeben zu Berlin den 7. Dezember 1922. 
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Die Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. 
Berlin, den 28. November 1922. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Braun. Severing. 


(Mr. 12393.) Verordnung über anderweite Feſtſetzung der Zahl der von der Provinz Oberſchleſien in den 


Staatsrat zu entſendenden Vertreter. Vom 5. Dezember 1922. 
Auf Grund des Artikel 32 der Preußiſchen Verfaſſung wird beſtimmt: 


Artikel J. 


Die Zahl der von der Provinz Oberſchleſien in den Staatsrak zu entſendenden Vertreter wird auf drei 


feſtgeſetzt) Abſ. 2 Ziffer ? der Verordnung vom 28. Februar 1921, betreffend Feſtſetzung der Zahl der von 
den Provinzen uſw. in den Staatsrat zu entſendenden Vertreter (Geſetzſamml. S. 317), wird aufgehoben. 


Artikel II. 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. 


2 
Berlin, den 5. Dezember 1922. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Severing. 


(Mr. 12394.) Verordnung zur Ausdehnung der Pachtſchutzordnung auf Jagdpacht⸗ und Fiſchereipachtver⸗ 
träge. Vom 23. November 1922. 


Auf Grund der den oberſten Landesbehörden durch Artikel I 8 5 des Reichsgeſetzes zur Verlängerung 
der Pachtſchutzordnung vom 29. Juni 1922 (Reichsgeſetzbl. I S. 529) erteilten Ermächtigung wird folgendes 
verordnet: 

J. Die Pachteinigungsämter können unter Ausſchluß des Rechtswegs Beſtimmungen der im 8 2 
Abſ. 1 unter b der Preußiſchen Pachtſchutzordnung vom 27. September 1922 (Geſetzſamml. S. 287) bezeichneten 
Art auch für Verträge treffen, welche die Überlaſſung von Jagden oder Fiſchereien oder von Grundſtücken 
zur Ausübung der Jagd oder Fiſcherei gegen Entgelt zum Gegenſtande haben. 

In Fällen dieſer Art finden die Vorſchriften der Preußiſchen Pachtſchutzordnung entſprechende Anwendung, 
ſoweit ſich nicht aus den nachſtehenden Beſtimmungen ein anderes ergibt. 5 


II. Zuſtändig iſt für Sachen dieſer Art ſowohl das im § 13 der Preußiſchen Pachtſchutzordnung be⸗ 


zeichnete Pachteinigungsamt als auch das Pachteinigungsamt bei dem Amtsgericht am Sitze des über⸗ * 


geordneten Landgerichts. 


ie 


A 


Iſt der Antrag bei erſterem Pachteinigungsamt eingereicht, fo iſt deſſen Vorſitzender befugt und auf 
das vom Antragsgegner binnen einer Woche nach Bekanntgabe des Antrags an ihn ($ 14 Abſ. 2 der 
Preußiſchen Pachtſchutzordnung) ſchriftlich zu ſtellende Verlangen verpflichtet, die Sache an das Pacht⸗ 
einigungsamt am Sitze des Landgerichts zu verweiſen. Die Verweiſung iſt für das letztere verbindlich. 

Das Pachteinigungsamt am Sitze des Landgerichts entſcheidet in der nachſtehend unter Nr. III geregelten 
Beſetzung. . 

III. Das Pachteinigungsamt am Sitze des Landgerichts wird in Sachen der in Nr. I bezeichneten Art 
tätig in der Beſetzung von einem Amtsrichter als Vorſitzenden und vier Beiſitzern, die je nach der Art des 
zur Beurteilung ſtehenden Falles zu entnehmen ſind aus dem Kreiſe der Perſonen, welche auf dem Gebiete 
der Jagd oder der Fiſcherei beſondere Sachkunde beſitzen. ö 

Die Beiſitzer find je zur Hälfte den Vertretern der Verpächter und der Pächter zu entnehmen, wobei 
tunlichſt nur ſolche Perſonen zuzuziehen ſind, welche im Landgerichtsbezirk ihren Wohnſitz haben. Zum Amt 
als Verpächterbeiſitzer find auch Vertreter und Beamte ſolcher öffentlich rechtlichen Körperſchaften befähigt, die 
Verträge der in Nr. I bezeichneten Art haben. 

IV. Die Ernennung der Beiſitzer (Nr. III) erfolgt durch den Regierungspräſidenten. Dieſer hat die 
Landwirtſchaftskammer und etwa bekannte Berufsverkretungen der Verpächter und Pächter der in Nr. I ber 
zeichneten Art ſowie den Allgemeinen Deutſchen Jagdſchutzverein und den Provinzial-Fiſchereiverein zuvor 
zu hören. a 

Die Beiſitzer ſind, getrennt nach Verpächtern und Pächtern, zu beſonderen Liſten zu vereinigen 

a) für Jagdpachtſachen, 
p) für Fiſchereipachtſachen. 

Bei den Beiſitzern zu b empfiehlt ſich ein Vermerk darüber, ob der Beiſitzer hinſichtlich der Berufs⸗ 
ſiſcherei oder der Sportfiſcherei und ob er hinſichtlich der See- und Flußfiſcherei oder hinſichtlich der Teich- 
wirtſchaft beſondere Erfahrung beſitzt. 

V. Dieſe Verordnung tritt eine Woche nach ihrer Verkündung in Kraft. 

Die Pachteinigungsämter können Beſtimmungen der in Nr. I bezeichneten Art für das zur Zeit des 
Inkrafttretens dieſer Verordnung laufende Vertragsjahr treffen. 

Die Landesjuſtizverwaltung kann beſtimmen, daß neben dem im § 13 der Preußiſchen Pachtſchutzordnung 
bezeichneten Pachteinigungsamte nicht das Pachteinigungsamt bei dem Amtsgericht am Sitze des übergeordneten 
Landgerichts, ſondern das Pachteinigungsamt bei einem anderen Amtsgerichte zuſtändig iſt, die Verweiſung 
(Nr. IT) erfolgt dann an dieſes Pachteinigungsamt. Für die Zuſammenſetzung gelten auch hier die Vor- 
ſchriften der Nr. III und IV. 

Berlin, den 23. November 1922. 


Der Miniſter für Landwirtſchaft , 


Der Juſtizminiſter. Der Finanzminiſter. Domänen und Forſten 
In Vertretung: v. Richter. 5 en f 
Mügel. Wendorff. 


Der Miniſter 
für Volkswohlfahrt. 
Hirtſiefer. 
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(Nr. 12395.) Verfügung des Miniſters für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten, betreffend Anderung 
des Tarifs für die Gebühren der Kreistierärzte in gerichtlichen Angelegenheiten vom 
25. Arber Tom S. 254) und vom 3. März 1913 (Geſetzſamml. S. 27). Vom 

Oktober ; 


Auf Grund des § 3 des Geſetzes, betreffend die Dienſteinkommensbezüge der Kreistierärzte, vom 24. Juli 1904 
(Geſetzſamml. S. 169) werden im Einvernehmen mit dem Preußiſchen Juſtizminiſter und dem Preußiſchen 
Finanzminiſter die Sätze des Tarifs für die Gebühren der Kreistierärzte in gerichtlichen Angelegenheiten vom 
15. Juni 1905 (Geſetzſamml. S. 254) und dem dazu ergangenen Nachtrage vom 3. März 1913 (Geſetzſamml. 
S. 27) mit Wirkung vom 1. Oktober 1922 an durchweg auf das Dreißigfache erhöht. 

Der Erlaß vom 21. April 1922 (Geſetzſamml. S. 114), betreffend Anderung des Tarifs für die Gebühren 
der Kreistierärzte in gerichtlichen Angelegenheiten, wird mit Ablauf des 30. September 1922 aufgehoben. 

Berlin, den 25. Oktober 1922. 8 


Der Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 
Wendorff. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) ſind bekanntgemacht: 

1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 3. Oktober 1922, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Berlin für die Anlage einer Fernwarmwaſſerleitung in 
Berlin⸗Lichtenberg, durch das Amtsblatt der Regierung in Potsdam und der Stadt Berlin Nr. 44 
S. 526, ausgegeben am 4. November 1922; 

2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 21. Oktober 1922, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts an die Gemeinde Alt Drewitz im Kreiſe Königsberg Nm. für die Verlängerung 
der alten Forſtſtraße, durch das Amtsblatt der Regierung in Frankfurt a. O. Nr. 45 S. 240, 
ausgegeben am 11. November 1922; 

3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminifteriums vom 7. November 1922, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts an die Land⸗Kreiselektrizitätsverſorgungs⸗Geſellſchaft m. b. H. in Elbing für den 
Bau von Hoch- und Niederſpannungsanlagen, den dazugehörigen Transformatorenſtationen, Schalt- 
häuſern, Schaltſtationen und der Ortsnetze im Stadt- und Landkreiſe Elbing, durch das Amtsblatt 
der Regierung in Marienwerder Nr. 47 S. 213, ausgegeben am 25. November 1922; 

4, der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 10. November 1922, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an den Kreis Roſenberg in Weſtpreußen für den Bau von Hochſpannungs⸗ 
leitungen, der dazugehörigen Trausformatorenſtationen, Schalthäuſer und der Ortsnetze im Kreiſe 
Roſenberg, durch das Amtsblatt der Regierung in Marienwerder Nr. 47 S. 213, ausgegeben am 
25. November 1922. 


Berichtigung. 


Auf Seite 198 Zeile 2 von oben ift zwiſchen den Worten „als ihm“ und „vom Reiche“ das Wort 
„nicht“ einzuſchalten. 28 


Redigiert im Büro des Staatsminiſteriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerci. 
Beſtellungen find an die Poſtanſtalten zu richten 
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